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Vorwort 

Umweltschutz ohne internationalen Bezug ist heute kaum mehr denkbar. Daher 
beteiligen sich auch die Europäische Union bzw. Gemeinschaften an internationa-
len Konferenzen und schließen Abkommen mit Staaten oder internationalen Orga-
nisationen gerade im Umweltbereich. Diese Handlungsformen wählen auch die 
Mitgliedstaaten. Daher stellt sich die Frage, wer für welche Bereiche inwieweit 
kompetent ist. Diese Problemkreise sind partiell für Randbereiche des Umwelt-
schutzes anders, so für die internationale Handelspolitik, die Atom- oder die 
Fischereipolitik. Darauf aufbauend ist näher das Verfahren zu untersuchen. Welche 
Organe bestimmen den Abschluß von Abkommen wesentlich mit: der Rat oder die 
Kommission? Inwieweit können die Mitgliedstaaten Einflüsse geltend machen? 
Schließlich stellt sich auch noch die Frage, inwieweit die deutschen Bundesländer 
über Art. 23 GG oder gegebenenfalls auch das Lindauer Abkommen auf den Ab-
schluß von Abkommen einwirken können. Dabei handelt es sich um allgemeine 
europa- bzw. staatsrechtliche Fragen. 

Alle diese Fragen sind Gegenstand einer Studie, die ich im Auftrage des Um-
weltbundesamtes (FKZ: 298 19 730, "Analyse und Handlungsempfehlungen zur 
Wahrnehmung der Außenkompetenzen der Europäischen Gemeinschaften und der 
Mitgliedstaaten im Umweltbereich") durchgeführt habe. Unterstützung geleistet 
haben Herr Rufus Terhorst und Herr Dominik Thieme. Die Untersuchung wurde 
weitestgehend im Januar 2000 abgeschlossen. Danach eingetretene Entwicklungen 
und erschienene Veröffentlichungen konnten nur noch vereinzelt berücksichtigt 
werden. 

Herrn Magiera und Herrn Merten danke ich für die Aufnahme in die "Schriften 
zum Europäischen Recht", Herrn Sirnon für die großzügige Einreihung in sein Ver-
lagsprogramm. 

Aachen, im Dezember 2000 Walter Frenz 
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Einführung 

Die Wahrnehmung der Außenkompetenzen der Europäischen Gemeinschaften 
und der Mitgliedstaaten birgt vielfältige Problemfelder gerade im Umweltbereich. 
Diese betreffen das Procedere im einzelnen, aber auch Grundsatzfragen. Sie stellen 
sich zum Teil unterschiedlich in der "Kernzone" des Umweltschutzes nach 
Art. 130 rl 174 n. F. EGV und den "Randbereichen" wie den umweltrelevanten 
Handelsabkommen, dem EURATOM-Bereich sowie der Landwirtschaft, insbeson-
dere der Fischerei. Zudem bedarf es einer Abgrenzung zur Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik (GASP). 

Grundlage der gesamten Untersuchung sind daher die Kompetenzen der Euro-
päischen Gemeinschaften. Sie gilt es von denen der Mitgliedstaaten zu separieren. 
Ausgangspunkt sind dabei die Außenkompetenzen in der Umweltpolitik. In Ab-
grenzung dazu ist auf der Basis der nach dem aus Ziel und Inhalt ersichtlichen 
Hauptzweck einer Maßnahme abgrenzenden Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes1 auf weitere Kompetenzgrundlagen einzugehen. Hervorzuheben 
sind dabei insbesondere Art. 113 1133 n. F. EGV (ausschließliche Gemeinschafts-
kompetenz) und Art. 31 EAGV ebenso wie die Kompetenzen für die Landwirt-
schaft. Insoweit hält der Europäische Gerichtshof im Binnenbereich die Kompe-
tenz aus der Agrarpolitik für vorrangig. 2 Damit durchbricht er indes seine sonstige 
Linie. Auch stellt sich die Frage, ob sich diese Exklusivstellung in die Aufwertung 
des Umweltschutzes durch den Amsterdamer Vertrag und seine nunmehrige Quer-
schnittsfunktion bereits nach den Grundsätzen des EGV einfügen läßt. 

Mangels ausdriicklicher Kompetenzzuweisung im Außenbereich - auch nicht 
durch Art. 130 r I 174 n. F. Abs. 4 EGV - hat die Gemeinschaft im Umweltsektor 
nach den allgemeinen Grundsätzen der AETR-Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes3 die Außenkompetenz, wenn sie für einen bestimmten Sachbereich 
die Binnenkompetenz besitzt. Ausschließlich ist die Außenkompetenz freilich nur, 
wenn die Gemeinschaft im Innenbereich erschöpfend von ihren Kompetenzen Ge-
brauch gemacht hat oder die Materie sinnvoll nur durch eine externe Regelung er-
faßt werden kann.4 In Anknüpfung an diesen letzten Punkt ist zu fragen, ob aus 
Art. 130 r I 174 n. F. Abs. 1 4. Spiegelstrich EGV eine notwendige ausschließliche 

I Etwa EuGH, Slg. 1991,1-4529 (4564 f.)- "Post-Tschernobyl"-Verordnung. 
2 EuGH, Slg. 1978, 234 7 (2370)- Pigs Marketing Board. 
3 Beginnend mit Slg. 1971, 263- AETR und sich fortsetzend mit Slg. 1976, 1279 - Bio-

logische Schätze des Meeres; Slg. 1977, 741- Stillegungsfonds; Slg. 1994, 1-5267- WTO. 
4 EuGH, Slg. 1994,1-5267 (5411 ff.)- WTO. 

2 Frenz 
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Außenkompetenz der Gemeinschaft folgt. Eine Bewältigung regionaler oder glo-
baler Umweltprobleme ist ohne externe Regelungen schwerlich möglich. Freilich 
setzt Art. 130 r I 174 n. F. Abs. 4 EGV für die Zusammenarbeit mit dritten Ländern 
und internationalen Organisationen ein Zusammenwirken mit den Mitgliedstaaten 
voraus, was den normativ ableitbaren Sinn einer ausschließlichen Gemeinschafts-
kompetenz in Frage stellt. 

Tiefergehend ist zu fragen, ob nicht durch die Regelungen zur gemeinschaftli-
chen Umweltpolitik Modifikationen im Umweltbereich angezeigt sind. Da 
Art. 130 rl 174 n. F. Abs. 4 EGV von einer Zusammenarbeit der Gemeinschaft und 
der Mitgliedstaaten in den Außenbeziehungen ausgeht, ist zu priifen, ob nicht im 
Umweltbereich stets sowohl die Gemeinschaft als auch die Mitgliedstaaten han-
deln können.5 Diese Konzeption geht über die Sicht des Europäischen Gerichtsho-
fes im WTO-Gutachten6 hinaus, wonach die mitgliedstaatliche Kompetenz bei ei-
ner erschöpfenden Binnenregelung bzw. einer sachlich begrundeten Bewältigung 
einer Materie nur mittels einer externen Regelung gänzlich gesperrt ist. Unabhän-
gig davon spricht Art. 130 tl 176 n. F. EGV auf den ersten Blick dafür, daß die Mit-
gliedstaaten jedenfalls stets dann eine Außenkompetenz besitzen, wenn ihre Maß-
nahmen zu einem verstärkten Schutzniveau führen.7 Insoweit stellt sich allerdings 
dann die Frage, inwieweit Art. 130 t/176 n. F. EGV sich auch auf den Außenbe-
reich bezieht8 oder für diesen nicht Art. 130 r I 174 n. F. Abs. 4 EGV ausschließlich 
eingreift. 9 

Auf dieser Basis sind dann die formalen Fragen des Verfahrensablaufs insbeson-
dere anhand von Art. 228 I 300 n. F. EGV zu untersuchen. Dies erfolgt in erster 
Linie für ein Handeln auf umweltpolitischer Kompetenzgrundlage. Unterschiede 
zu anderen möglichen Kompetenzgrundlagen im Umweltbereich werden aufge-
zeigt. Für Handelsabkommen greifen Art. 113 Abs. 2-4 I 133 Abs. 2- 5 n. F. EGV. 
Für den Atombereich werden die detaillierteren Art. 101-106 EAGV untersucht; 
möglicherweise lassen sich daraus auch Rückschlüsse auf im EGV offene oder 
zweifelhafte Fragen ziehen. Das kann aber deshalb, weil beide Verträge in der in-
soweit einschlägigen, durch die weiteren Änderungen nicht grundlegend modifi-
zierten Fassung parallel ausgehandelt und am selben Tag unterzeichnet wurden, al-
lenfalls sehr zuriickhaltend erfolgen. 10 

5 Grabitz/Nettesheim, in: Grabitz/Hilf, Art. 130 r Rn. 115; Krämer, in: Groeben/Thie-
sing/Ehlerrnann, Art. 130 r Rn. 39; ab!. Schröer, Die Kompetenzverteilung zwischen der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes, S. 283. 

6 Slg. 1994, 1-5267 (5411 ff.)- WTO. 
7 So Krämer, in: Groeben/Thiesing/Ehlerrnann, Art. 130 r Rn. 39. 
8 Etwa Scheuing, EuR 1989, 152 (173). 
9 Dafür Frenz, Europäisches Umweltrecht, S. 39. 
1o Abi. EuGH, Slg. 1994, 1-3641 (3677). 
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Indem die Abstimmungsmodalitäten im Rat gern. Art. 228 I 300 n. F. Abs. 1 
UAbs. 2 i.V.m. Abs. 2 UAbs. 1 EGV an die entsprechenden Vorgaben für die An-
nahme interner Vorschriften gekoppelt sind, ist für den Umweltbereich insbeson-
dere relevant, inwieweit durch Maßnahmen nach außen die Wahl eines Mitglied-
staats zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner 
Energieversorgung erheblich berührt werden, da insoweit Art. 130 s I 175 n. F. 
Abs. 2 3. Spiegelstrich EGV eine einstimmige Beschlußfassung des Rates festlegt. 

Das Mandat erstreckt sich gern. Art. 228 I 300 n. F. Abs. 1 EGV auf die Verhand-
lungen, an deren Abschluß üblicherweise die Paraphierung steht. Das "Führen von 
Verhandlungen" und damit dessen Reichweite wird aber nicht näher definiert. Den 
Verhandlungen voraus gehen regelmäßig Sondierungsgespräche, die für Empfeh-
lungen meist Voraussetzung sind. Indem der Rat auf Empfehlung der Kommission 
beschließt, muß diese zur Abgabe der Empfehlung und damit zur Führung von 
Vorgesprächen nicht erst noch ermächtigt werden. Der Abschluß des Abkommens 
und nach Art. 300 Abs. 2 n. F. EGV nunmehr explizit auch eine vorhergehende 
Unterzeichnung unterliegen einem Beschluß des Rats, dem auch die Zuständigkeit 
nach außen zugesprochen wird. 11 Art. 300 Abs. 2 n. F. EGV sieht zwar nur einen 
Ratsbeschluß vor, während Art. 228 Abs. 2 EGV vorsah, daß die Abkommen vom 
Rat geschlossen werden. Diese Formulierung verwendet aber immer noch Art. 300 
Abs. 3 EGV. Eine Ermächtigung der Kommission wird- etwa von Tomuschat12 -

als möglich, wenngleich nicht notwendig angesehen. Diese braucht auch nicht mit 
zu unterzeichnen. Eine partielle Modifikation dieser Zuständigkeitsverteilung 
könnte freilich aus der Neufassung des Art. 300 Abs. 2 EGV rühren, der besagt, 
daß einem Ratsbeschluß die Unterzeichnung unterliegt, "mit der ein Beschluß über 
die vorläufige Anwendung vor dem Inkrafttreten einhergehen kann". Wird damit 
eine zusätzliche Beschlußmöglichkeit eingeräumt oder werden nur die Unterzeich-
nungen erfaßt, die aufgrund ihres Zuschnitts einen solchen Beschluß ermöglichen, 
und damit die Beschlußgegenstände zu Lasten des Rates zurückgedrängt? 

Mögliche Änderungen des Mandats während laufender Verhandlungen dürften 
sich zum Teil bereits aus dem Inhalt des Mandates ergeben. Tiefergehend ist zu 
fragen, wer letztlich Träger der Außenkompetenz ist. Wird durch die Erteilung des 
Mandats an die Kommission diese Inhaberin, kommen Änderungen tendenziell 
weniger in Betracht, als wenn weiterhin der Rat der Inhaber bleibt und die Kom-
mission lediglich für ihn handelt. Für die zweite Sicht spricht die enge Anhindung 
des Vertragsschlusses an den Rat gern. Art. 228 I 300 n. F. Abs. 2 EGV. Ein "Dauer-
mandat" nach Art. 228 I 300 n. F. Abs. 4 EGV wäre vor diesem Hintergrund und 
aufgrund der als Abweichung vom Regelfall gefaßten Formulierung tendenziell 
eng zu fassen. 

2* 

II Tomuschat, in: Groeben/Thiesing/Ehlerrnann, Art. 228 Rn. 23. 
12 Wie zuvor. 


